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e r i cht
.über

die Verhandlungen
des

UM . Landtags des Großherzogthums Oldenburg.

Zwanzigste Sitzung.

Oldenburg , den 17 . Januar 1888 , Vormittags 10 Uhr.

Tagesordnung : 1. Mündlicher Bericht des Verwaltungsausschusses über den Antrag des Abg. Clodius , betr.
Aenderung des Brandcassengesetzes.

2 . Bericht desselben Ausschusses über die Petition des Lehrers Eshusius zu Sandel , betr . Bewilli¬

gung der Ortszulage.

3 . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses , betr . Verwendung des Erlöses aus dem Verkaufe

demnächst überflüssig werdender Dienstlocalitäten zu baulichen Einrichtungen im demnächstigeu

Freihafenbezirke Brake.

4 . Mündlicher Bericht desselben Ausschusses über die Petition des Gemeinderaths von Stuhr ., betr.

die Bewilligung weiteren Zuschusses zu den Chausseebaukosten.

5 . Mündlicher Bericht des Eisenbahnausschusses über die Petition des Stadtmagistrats zu Wildes¬

hausen . betr . den Bau einer Eisenbahn.

6 . Bericht des Verwaltungsausschusses zur zweiten Lesung des Entwurfs eines Gesetzes für das

Fürstenthum Birkenfeld , betr . feuerpolizeiliche Vorschriften.

7 . Bericht desselben Ausschusses zur zweiten Lesung des Gesetzentwurfs für das Fürstenthum Birken-

fcld , betr . Abänderung und Ergänzung des Unterrichtsgesetzes vom 1 . März 1861 wegen Ver¬

wendung von Lehrerinnen an Volksschulen.

8 . Mündlicher Bericht des Petitionsausschusses über die Bitte des Jmkervercins für das Herzogthuin

Oldenburg um Unterstützung aus Staatsmitteln.

9 . Mündlicher Bericht desselben Ausschusses über die Petition einiger Interessenten der westlicheil

Landgemeinde Oldenburg , betr . den Bau einer Staatschaussee von Oldenburg nach Edewecht.

10 . Mündlicher Bericht desselben Ausschusses , betr . die Petition des Hofoptikers Lemcke Hieselbst m

Errichtung eines Präcisions - Aichamts in der Stadt Oldenburg.

11 . Bericht desselben Ausschusses , betr . die Petition des O . C . F . Nagel  zu Niendorf , betr . ein

Weideablösungsgesetz.

12 . Bericht des Verwaltungsausschusses zur zweiten Lesung des Entwurfs eines Gesetzes für das

Herzogthum Oldenburg , betr . die Heranziehung außerhalb des Herzogthums wohnender Grund¬

besitzer rc . zu den Gemeinde - und Schullasten.
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Vorsitzender: Präsident RoggemanN.

, Am Ministertisch : Geh . Oberregierungsrnth Mutzen-

becher , Oberregierungsrath Mutzenbecher , Ministerial-
rath Willich.

Der Schriftführer Abg . Funch verliest das Protokoll
der vorigen Sitzung . Dasselbe wird genehmigt.

Der Präsident theilt folgende Eingänge mit:
1. Schreiben des Großherzoglichen Staatsministeriums,

betr . die Vorlegung eines umgearbeiteten unter-

gleichzeitiger Zurückziehung des früher mitgetheilten
Gesetzentwurfs für das Herzogthum Oldenburg,
betr . die Bildung einer Zuwässerungsgenossenschast
aus den im Stadlande bezw . Butjadingerlande be-
legenen Sielachtsbezirken.

An den Finanzausschuß.
3. Schreiben desselben , betr . den Personal - und Geld¬

mittel - Bedarf für den Eisenbahnbetrieb aus der
Bahnstrecke Jever - Carolinensiel.

An den Eisenbahnausschuß.

3 . Schreiben des Herrn Regierungscommissars pp.
Mutzenbecher an den Herrn Landtags - Präsidenten,
betr . Verzicht der Großherzoglichen Staatsregierung
auf die weitere Berathung des vorgelegten Entwurfs
eines Wegegesetzes und eines Ortsstraßengesetzes für
das Fürstenthum Birkenseld.

Zu den Acten.

Es wird sodann in die Tagesordnung eingetreten.
I . Mündlicher Bericht des Verwaltungsausschusses

über den Antrag des Abg . Clodius , betr . Aenderung des
Brandcassengesetzes.

Die Mehrheit des Ausschusses stellt den

Antrag üIZ 1:

Die Staatsregierung zu ersuchen , dem nächsten Land¬
tage eine Vorlage zu machen , betr . die Revision des
Brandcassengesetzes , zwecks allgemeiner Einführung
von Gefahrclassen.

Die Minderheit beantragt im

Antrag -N 2:
Uebergang zur Tagesordnung.

Berichterstatter Abg . Schröder : Er wolle zunächst
berichtigend bemerken, daß außer den in dem schriftlichen
Ausschußantrage genannten Abgeordneten auch der Abg.
Wallroth zur Ausschußmehrheit gehöre. — Der Antrag
des Abg Clodius sei bekanntlich bei der Berathung über
die Petition der Mühlenbesitzer , betr . Abänderung des
Brandcassengesetzes, gestellt und damals an den Verwal-
tungsausschuß zur Vorberathung überwiesen. Die Mehrheit
bes Ausschusses habe die principielle Frage , ob eine Ab¬
änderung des Brandcassengesetzes in der Richtung, daß

Berichte . XXIII . Landtag.

Gefahrclassen eingeführt würden , zweckmäßig sei , bejaht.
Ueber die Art und Weise der Aufstellung dieser Classen
sei nicht näher verhandelt , es habe sich aber doch ergeben,
daß in dieser Beziehung auch die Ansichten der Mehrheit
sehr auseinandergingen . Es sei ferner im Ausschuß ange¬
regt , ob nicht mit Rücksicht auf die Größe des vorhandenen
Risikos die Einführung der Rückversicherung zu empfehlen
sei . Der Ausschuß habe davon abgesehen , in dieser Be¬
ziehung einen Antrag zu stellen , sei aber einstimmig der
Ansicht gewesen , daß der Regierung dringend zu empfehlen
sei , aus die Einführung der Rückversicherung Bedacht zu
nehmen.

Abg . Quatmanrr : Er bitte den Mehrheitsantrag ab¬
zulehnen . Es sei sehr schwierig , die wirkliche Feuersgefahr
zu treffen . Die größte Gefahr sei da vorhanden , wo die
Bewohner des Hauses nachlässig in der Bewahrung von
Feuer und Licht seien . Diese Nachlässigkeit aber könne man
durch Einführung von Gefahrclassen niemals treffen . —
Die weiche Bedachung , von deren Feuergefährlichkeit so viel
gesprochen werde , sei für Häuser , deren Bewohner Land-
wirthschaft betrieben , sehr vortheilhast . Wenn nun das
Brandcassengesetz dahin abgeändert würde , daß für Häuser
mit weicher Bedachung höhere Prämien gezahlt werden
müßten , so würde diese Art der Bedachung abnehmen , was
sehr zu bedauern wäre . — Die Oldenburger Brandcasse sei
ein altbewährtes Institut , au dem man nicht rütteln solle.
Es sei im Ausschuß schon der Gedanke laut geworden , daß
nach Einführung der Gefahrclassen denjenigen Mitgliedern,
deren Gebäude zu den höheren Classen eiugeschätzt seien,
gestattet sein müsse , aus der Brandcasse auszutreten . Eine
solche theilweise Aufhebung des Versicherungszwangs würde
er sehr bedauern . Die Brandcasse in ihrer jetzigen Ein¬
richtung sei ein gesundes Institut mit einer einfachen , fast
kostenlosen Verwaltung , so daß alles an Pränsien einkom¬
mende Geld wieder zu Entschädigungen für die von einem
Brande Betroffenen verwandt werde . — Er bitte in Betreff
einer Aenderung des Brandcassengesetzes der Regierung nicht
vorzugreifen , vielmehr den Antrag der Ausschußminderheit
anzunehmen . — Es sei möglich , daß viele Leute der Ansicht
seien , daß sie einen zu hohen Beitrag zahlen müßten . Die¬
jenigen ständen sich doch immer noch am besten , die nichts
aus der Brandcasse erhielten , wenn sie auch vielleicht etwas
zu viel bezahlten.

Abg . Clodius : Er halte die Einführung von Gefahr-
classeu für sehr nothwendig und durchaus nicht für beson¬
ders schwierig . Namentlich sei es nicht so schwer , die wirk¬
liche Feuersgefahr zu treffen . Dieselbe sei da vorhanden,
wo sich feuergefährliche Gegenstände befänden . — Die

23



Weiche Bedachung werde nach Einführung der Gefahrclassen
mehr und mehr verschwinden , und könne man dies auch

durchaus nicht bedauern . Es sei übrigens durchaus nicht

erforderlich und von ihm bei Stellung seines Antrags auch

nicht beabsichtigt , eine so detaillirte Classification einzufüh¬

ren , wie die Privatgesellschaften sie hätten ; auch werde

natürlich auf die besonderen Verhältnisse unseres Herzog¬

thums Rücksicht genommen werden können und müssen . —

Er mache darauf aufmerksam , daß Oldenburg der einzige

Staat sei , der eine Brandcasse mit Versicherungszwang und

dabei ohne Gefahrclassen besitze . Durch Einführung solcher

Classcn werde man übrigens keineswegs etwas den kleinen

Leuten Fremdes und Ungewohntes schaffen , denselben sei die

Idee der Gefahrclassen schon dadurch geläufig , daß sie schon

jetzt bei der Versicherung des Einguts dann , wenn sie in

feuergefährlichen Häusern wohnten , höhere Prämien zahlen
müßten.

Abg . Meyer : Er stehe ans dem Bereits vom Abg.

Quatmann vertheidigten Standpunkt der Minderheit des

Ausschusses . Die Einrichtung von Gefahrclassen würde das

Institut der Brandcasse complicirter machen und die Ver¬

waltung vertheuern , sodaß die Prämien würden erhöht wer¬

den müssen . Für die Aufstellung der Classen würde aus¬

schlaggebend werden der Unterschied zwischen harter und

weicher Bedachung . Seiner Ansicht sei nun der Umstand,

ob ein Haus harte oder Weiche Bedachung habe , und über¬

haupt die Bauart nicht oder wenigstens nicht allein maß¬

gebend für die Größe der Feuergeführlichkeit der Häuser.

Die Weiche Bedachung käme ausschließlich nur auf dem

Lande vor , und sei hier gegen die an sich ja mit dieser

Bedachungsart verbundene größere Feuersgefahr ein Correc-

tiv gegeben in der isolirten Lage der Wohnungen , durch

welche die Feuersgefahr gegenüber den in größeren Ort¬

schaften und Städten in einem Complex zusammenliegenden

Häusern vermindert werde . Bei den eigenthümlichen Ver¬

hältnissen des Herzogthums werde es sehr schwer sein , wie

auch schon von dem Abg . Quatmann bemerkt , gerechte

Gefahrclassen zu fuudiren , abgesehen von der unleugbar da¬

durch entstehenden bedeutenden Vertheuerung der Verwal¬

tung . — Er (Redner ) möchte an dem altbewährten Institut

der Brandcasse nicht gerüttelt und nichts daran geändert

sehen , sie vielmehr ganz so erhalten , wie sie jetzt sei . Diesen

Standpunkt theile mit ihm die weit überwiegende Mehrzahl

der Bewohner des platten Landes . Fange man erst einmal

an zu ändern , so werde bald auch der Versicherungszwang

nmgestoßen werden und dann mit der Zeit das ganze In¬

stitut zu Grunde gehen.

Abg . Thorade : Der Abg . Meyer habe erwähnt,

daß im Herzogthum so eigenartige Verhältnisse vorhanden

seien , daß die Einführung von Gefahrclassen bei uns nicht

möglich sein werde . — Die Oldenburger Brandcasse sei nun

allerdings auch ein sehr eigenartiges Institut , indem sie
nämlich ans so unwirthschaftlichen Principien beruhe wie
wohl kaum irgend eine derartige Institution . In den

anderen kleinen Staaten Deutschlands , die eine Brandcasse

mit Versicherungszwang hätten , sei man mehr und mehr
von dem Princip der Gleichheit der Beiträge zurückgekom¬

men und zu der Einführung von Gefahrclassen übergegangen.
So habe man jetzt in dem Großherzogthum Sachsen -Wei¬

mar — einem Staatswesen , welches in vielen Beziehungen
mit Oldenburg Aehnlichkeit habe — fünf Gefahrclassen cin-

geführt , ohne daß dies zu grundstürzenden Aenderungen

Anlaß gegeben habe . Der Versicherungszwang bestehe dort

nach wie vor , und sei man allgemein mit der neuen Ein¬

richtung sehr zufrieden . — Er bitte Landtag und Regierung

dringend , dem Antrag der Mehrheit des Ausschusses Folge

zu leisten , es werde sich sonst jeder künftige Landtag wieder

mit dieser Frage beschäftigen müssen . Die Unzufriedenheit

mit den jetzt bestehenden Zuständen sei zu groß . Da solle

man lieber das , was doch einmal gethan werden müsse,

gleich thun . — Wenn der Abg . Meyer  aus die Vorzüge

der isolirten Lage der Häuser auf dem Lande gegenüber den

in einem Complex vereinigten städtischen Häusern in Bezug

auf Feucrsicherhcit Hinweise , so bemerke er dem gegenüber,

daß dort , wo größere Häusercomplexe vorhanden seien , also

in den Städten , auch wiederum bessere Löscheinrichtungm

unterhalten würden . Das Löschwesen habe grade in der

letzten Zeit in allen Städten des Herzogthums , besonders

in Oldenburg einen großen Aufschwung genommen . Er

erinnere daran , wie vortrefflich sich neulich bei dem Schloß¬

brand in Jever die dortige Feuerwehr bewährt habe.

Abg . Clodius : Dem Abg . Meyer  gegenüber bemerke

er , daß die große Fenergesährlichkeit der Weichen Bedachung

allgemein anerkannt sei . Die Versicherungsgesellschaften

sträubten sich , Versicherungen in Häusern mit solcher Be¬

dachung zu übernehmen . — Er wolle dann noch einmal

darauf Hinweisen , daß nach dem jetzigen Brandcassengesetz

ja schon Gefahrclassen eingerichtet seien , indem für Wind¬

mühlen und Ziegeleien höhere Beiträge bezahlt werden

müßten . Man wolle jetzt nur eine noch gerechtere Berthei-

lung der Brandcasscnlasten herbeiführen . Für die Feuer¬

gefährlichkeit der weichen Bedachung habe er noch kürzlich

einen Beweis erhalten . Ein Mann aus seinem Wahlkreise,

dem ein Haus abgebrannt sei , habe ihm bestätigt , daß das

Feuer hätte , bevor es großen Schaden anrichtete , gelöscht

werden können , wenn nicht das ganze Dach , weil in Stroh¬

docken , sofort in Hellen Flammen gestanden hätte.

Abg . Hanken : Der Abg . Quatmann  habe hervor¬

gehoben , daß im Ausschuß von einer Aushebung des Ver¬

sicherungszwangs für den Fall der Einführung von Gefahr-
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classen die Rede gewesen sei. Er (Redner) habe im Aus¬
schuß die Ansicht ausgesprochen, daß, wenn Gefahrclassen
eingeführt würden, es dann den hohen Classen gestattet
werden müsse, aus der Brandcasse anszuscheiden, grade so
gut wie jetzt die Mühlenbesitzer die Berechtigung hierzu
hätten. Er bitte die Regierung, bei Ausarbeitung eines
Gesetzentwurfs über Abänderung der Brandcasse diesen
Punkt zu berücksichtigen.

Abg. Tantzen : Er stimme dem Minoritätsantrage zu.
So viel er wisse, herrsche keineswegs im ganzen Lande
Uiiziifriedenheit mit den jetzigen Bestimmungen des Brand¬
cossengesetzes. Diese Unzufriedenheit werde ihren Sitz wohl
„ur in der Stadt Oldenburg haben, welche durch großes
Glück in den letzten Jahrzehnten von größeren Branden ja
verschont geblieben sei und in Folge dessen einen Theil der
für das Land zur Auszahlung gekommenen Entschädigungs¬
gelder mit ihren Beiträgen bestritten habe. Der Gedanke
der Einführung von Gefahrclassen habe zunächst etwas Be¬
stechendes, die Vortheile derselben schrumpften aber bei
näherer Betrachtung sehr zusammen. Zunächst sei der so
oft und nachdrücklich betonte Unterschied zwischen harter und
weicher Bedachung der Häuser nicht so sehr groß. Man
müsse nur bedenken, daß im Herzogthum die landwirthschaft-
liche Bevölkerung überwiege und der größte Theil derselben
nicht in geschlossenen Ortschaften, sondern in einzel liegen¬
den Gehöften wohne, und ferner, daß die den Zwecken der
Landwirthschaft dienenden Häuser mit feuergefährlichen
Stoffen angefüllt seien. Gerathe ein solches Gebäude ein¬
mal in Brand, so sei es ziemlich einerlei, ob es harte oder
weiche Bedachung habe, abbrennen werde es doch fast immer.
Er wolle in dieser Beziehung speciell auf die alljährlich in
den Marschen vorkommenden Heubrände Hinweisen, bei denen
das Haus immer vernichtet werde, ganz gleichgültig, ob es
harte oder weiche Bedachung habe.

Daß zwischen landwirthschaftlichenund städtischen Ge¬
bäuden in Betreff der Feuergefährlichkeit ein gewisser Unter¬
schied vorhanden sei, und daß sich deshalb immerhin manches
für die Einführung von Gefahrclassen sagen lasse, wolle er
nicht bestreiten. Was ihn namentlich bestimme, für den
Antrag der Minorität einzutrcten, sei der vom Abg. Han¬
ken ausgesprochene Wunsch, daß der Versicherungszwang
aufgehoben würde. Er halte die Brandcasse in ihrer jetzi¬
gen Einrichtung für ein sehr segensreiches Institut , und
würde eine Abänderung derselben in der Richtung der Auf¬
hebung des Zwanges auch im Lande wenig Beifall finden. —
Wenn es, wie der Abg. Hanken  meine, nach Einführung
der Gefahrclassen eine Forderung der Gerechtigkeit sei, den
hohen Classen die Berechtigung des Austritts aus der Brand-
casse zu geben, so werde mit dieser Einführung der grund¬
legende Gedanke der Brandcasse umgeworfen, und fürchte

er dann für die Fortexistenz der Brandcasse überhaupt.
Außerdem würde seiner Ansicht nach durch die Gefahrclassen
die Verwaltung eine soviel theuerere werden, daß dadurch
ein großer Theil dessen, was künftig von den höheren Classen
mehr bezahlt werden müsse, wieder aufgezehrt würde.

Abg. Hanken : Dem Vorredner gegenüber bemerke er,
daß die Aufhebung des Versicherungszwangs durchaus nicht
von ihm gewünscht werde. Er halte es nur für gerecht,
daß,  wenn Gefahrclassen eingeführt werden, den hohen
Classen die Möglichkeit gegeben werde, auszutreten.

Abg. Meyer : Er theile in der Frage der Fortexistenz
der Brandcasse den Standpunkt des Abg. Tantzen  und
wolle nur noch in Bezug auf den Hinweis des Abg.
Thorade  auf Sachsen-Weimar sich einiges zu bemerken
gestatten. Dieses Land möge ja mit Oldenburg in manchen
Punkten Aehnlichkeit haben, aber grade in den hier in Be¬
tracht kommenden Verhältnissen bestehe zwischen beiden Län¬
dern eine sehr große Verschiedenheit. Im Herzogthum
Oldenburg lägen — abgesehen von den Städten und sog.
städtischen Orten — in ihrer weit überwiegenden Zahl die
Häuser isolirt für sich, und sei das einzelne allerdings einer
gewissen Feuersgefahr wegen der weichen Bedachung und
weil meistens die zur Aufbewahrung der landwirthschaft¬
lichen Producte dienende Räume sich mit in dem Wohnhause
befänden, unter fast gleichen Umständen vielleicht in erhöh¬
tem Grade ausgesetzt, als bei massiver Bauart es der Fall
sein würde; allein eben wegen der isolirtcn Lage der Einzel¬
gebäude bezw. Einzelgehöfte sei die Feuersgefahr mehr eine
localisirte, wodurch ein unter solchen Voraussetzungen aus¬
brechender Brand meist auf seinen Heerd beschränkt bleibe.
In Sachsen-Weimar dagegen wohnten — abgesehen von
vereinzelten großen Gütern — auch die Landbewohner in
geschlossenen Orten. Jede Bauerschaft— nach oldenburgi-
scher Bezeichnung— etwa bilde dort einen geschlossenen
Ort. Und dabei sei auch dort die Bauart der ländlichen
Häuser im Großen und Ganzen recht feuergefährlich, indem
dieselben vielfach nur Holzbauten seien und Schindeldach
hätten, alles Umstände, welche dort ein ausbrechendes Feuer
nur sehr beschwerlich auf seinen Ursprungsort beschränken
ließen. Die Verhältnisse Sachsen-Weimars lägen also in
den hier fraglichen Punkten doch wohl recht wesentlich anders
als bei uns , und dürften demnach die dort geltenden Be¬
stimmungen zur Argumentation nicht herangezogen werden,
und würden Einrichtungen, die dort vielleicht am Platze,
für uns vielleicht gar nicht paffen.

Daß die Löschanstalten in den Städten besser einge¬
richtet seien als auf dem Lande, sei natürlich und gebe er
in dieser Beziehung dem Abg. Thorade  Recht. Auf dem
Lande werde in Folge der isolirten Lage der Häuser in den
meisten Fällen die Entfernung von der nächsten Spritze zu
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grvß sein, als daß diese noch viel nützen könne. Und selbst
wenn eine Spritze rasch zur Stelle wäre, würde oft nicht
das nöthige Wasser vorhanden sein oder es fehle an Mann¬
schaft zur Bedienung. Den vervollkommneten Löscheinrich¬
tungen hätten die Städte es auch allein zu verdanken, daß
sie nicht öfter von großen Bränden heimgcsucht würden.
Große Brände in den Städten seien aber trotzdem immer
noch möglich, und bei der Beurtheilung unserer Brandkasscn-
einrichtung müsse man im Auge behalten, daß doch auch
die Stadt Oldenburg einmal von einem solchen Unglück
könnte befallen werden. Er wolle dies der Stadt sicherlich
nicht wünschen, vielmehr für sie hoffen, daß sic noch recht
lange mehr Brandca sscn-Beitrüge  zahlen müsse, als
sie Entschädigung  erhalte , aber möglich sei es doch
immerhin, daß wir auch in der Stadt Oldenburg erheblichen
Brandschaden litten. Und in dem Risiko, welches unsere
Landesbrandcasse nach dieser Richtung hin trage, liege das
Aequivalent für die das Maß der Entschädiguugsgclder in
den letzten Jahren angeblich beträchtlich übersteigenden Brand-
cafsenbeitrüge der Städte, speciell der Stadt Oldenburg.

Abg. Thorade : Den verschiedentlich geäußerten Be¬
denken gegenüber, die Einrichtungen der Brandcasse abzu¬
ändern, müsse er doch hervorheben, daß die Brandcasse nicht
Selbstzweck,  sondern ein Mittel  sein solle, ein wirth-
schaftliches Bedürfniß auf eine nach wirthschaftlichcn Grund¬
sätzen vernünftige Art und Weise zu befriedigend Die Unzu¬
friedenheit mit dem jetzigen Brandcassengesetz bestehe keines¬
wegs — wie der Abg. Tantzen  annehme — nur in der
Stadt Oldenburg, sic bestehe überall da, wo sich die Un¬
gerechtigkeit desselben fühlbar mache, namentlich in allen
Städten. Er erinnere daran, daß von Delmenhorst eine
auf Aufhebung der Brandcasse gerichtete Bewegung aus¬
gegangen sei, deren Führer jetzt leider verstorben sei. Der
Abg. Tantzen  habe gesagt, daß der Plan der Einführung
von Gefahrclasscn auf den ersten Blick etwas Bestechendes
habe. Er (Redner) sei überzeugt, daß dieser Gedanke für
den genannten Abgeordneten, wenn derselbe sich näher mit
ihm vertraut gemacht habe, etwas gradezu Ueberwältigendes
bekommen werde. Ueberall sei man mit dem Fortschreiten
der Cultur von einer planlosen Kopfsteuer zu gesunden Ein¬
richtungen gelangt. So müsse man auch hier zur Einfüh¬
rung von Gefahrclassen kommen. — Die Statuirung der
vom Abg. Hanken  gewünschten Möglichkeit des Austritts
aus der Brandcasse für die eventuell einzurichtenden hohen
Gefahrclassen sei eine Maßregel von weittragender Bedeu¬
tung und würde die Verhandlung darüber hier zu weit
führen. In anderen deutschen Staaten habe man auch nach
Einführung von Gefahrclassen den Versicherungszwang bei-
behalteu und nur in ganz exorbitanten Fällen den Austritt
gestattet. Auch nach den jetzt geltenden Bestimmungen be¬

stehe ja in der den Mühlen- und Ziegeleibesitzern gewährten
Freiheit, aus der Brandcasse auszuscheiden, eine AnsnalM
vom Versicherungszwang. — Was endlich das vom Abg.
Meyer  hervorgehobene Risiko betreffe, was doch die Stadt
Oldenburg mit ihrem Versicherungswerthe von 30 Millionen
der Landesbrandcasse auferlege, so habe er (Redner) schon
im vorigen Landtage und auch erst jüngst in diesem Saale
wieder darauf hingewiesen, daß hierin allerdings eine so
eminente Gefahr für den Wohlstand des ganzen Landes
liege, daß er nicht begreife, wie die Regierung die Verant¬
wortung für einen derartigen Zustand tragen möge. Man
könne aber doch unmöglich die Hausbesitzer der Stadt Olden¬
burg dafür zu erhöhten Beiträgen heranziehen, denn diese
Lage entziehe sich ja leider gänzlich ihrem Willen. Gebe
man doch der Stadt die Freiheit, aus der Brandcasse aus-
zutretcn und man werde sehen, daß die Hausbesitzer ihre
berechtigten Interessen anderweit erheblich besser zu wahren
wissen würden,  als bei der Landesbrandcasse in ihrer zei¬
tigen Verfassung.

Abg. Hoher : Mit der Ausführung der Idee des Abg.
Hanken  würde allerdings die Brandcasse fallen,  aber die
große Mehrheit der Abgeordneten, welche die Aufstellung
von Gefahrclassen wünschten, wollten dabei doch den Ver¬
sicherungszwang aufrecht erhalten wissen. — Dem Abg.
Tantzen  gegenüber könne er nur bestätigen, was der Abg.
Thorade  bemerkt habe, daß nämlich keineswegs nur in
Oldenburg die Ungerechtigkeit der jetzigen Bestimmungen
empfunden werde. Der Abg. Thorade  habe schon bemerkt,
daß grade von Delmenhorst die Agitation gegen die Brand-
casse ausgegangen sei.

Abg. Huchting : Er constatire zunächst, daß manm
Ausschuß allgemein der Ansicht gewesen sei, daß der Ver-
sichcrungszwang auf keinen Fall aufgegeben werden solle.
Er gebe sodann dem Abg. Thorade  Recht, daß die Un¬
zufriedenheit weit verbreitet sei, und könne er hinzufügen,
daß vielfach auf dem Lande das Unrecht des jetzigen Zu¬
standes empfunden werde. — Der Abg. Tantzen  habe die
Heubrände erwähnt, und sei es ganz richtig, daß es bei
einem Heubrand für das betroffene einzelne Haus ziemlich
gleichgültig sei, ob es harte oder Weiche Bedachung habe.
Für die der Brandstelle benachbarten Häuser sei es aber
ein großer Unterschied, welche Art der Bedachung sie hätten.
Dieselben seien, wenn sie ein weiches Dach hätten, in großer
Gefahr mit aufzubrennen, während sic im anderen Fall
meistens gerettet werden könnten.

Abg. Schnitze : Die Ausführungen des Abg. Tantzen
veranlaßten ihn hervorzuheben, daß es sich bei der Fixirmig
von Gefahrclassen doch nicht lediglich um den Unterschied
in der Art der Bedachung handeln, vielmehrz. B. auch
der Umstand, daß in einem Gebäude feuergefährliche Stoße
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irgend welcher Art aufgehäuft seien, in Betracht kommen
würde. Es müsse bei der Abschätzung dann natürlich ein
Versicherungstechniker Mitwirken. Die Hinzuziehung eines
solchen zur Brandcassen-Verwaltung sei auch jetzt schon ein
Bedürfniß. Es werde im Allgemeinen viel zu hoch ein¬
geschätzt, so daß es in vielen Fällen kaum mehr als ein
Unglück erscheine, wenn ein Haus abbrenne. Ein Brand
müsse aber immer ein Schaden bleiben, sonst werde von
vielen Leuten die nöthige Vorsicht außer Acht gelassen.

Abg. Clodirrs : Er wolle noch einmal hervorheben,
daß eine weitere Abänderung außer der Einführung von
Gcfahrclassen nicht beabsichtigt sei.

Berichterstatter Abg. Schröder : Auf die näheren Aus-
Dmugsfragen sei der Ausschuß gar nicht cingegangen,
habe vielmehr in dieser Beziehung die Entscheidung dem
nächsten Landtage überlassen. Der Ausschuß habe nur zu
der prmcipiellen Frage Stellung genommen, und bitte er
(Redner) den Antrag der Mehrheit auzunehmen.

Der Antrag der Mehrheit des Ausschusses wird darauf
in namentlicher Abstimmung mit 23 gegen9 Stimmen an¬
genommen.

Für den Antrag stimmen die Abgeordneten: Plagge,
Ritter, Roggemann , Schröder , Schultze, Stölting,
Thorade, Wallroth , Weis , Battermann , Clodius,
Cullmann, Deeken, Fuchs , Gross , Hanken , v. Hcim-
burg, Hoher, Huchting , Jürgens , Kasch, Klein,
Mettcker,

gegen denselben die Abgeordneten: Quatmann,
Tantzen, Wallrichs , Wenke, Alfs , Borgmann,
Burlage, Funch, Meyer.

Der Abg. Ahlhorn ist beurlaubt.
Mit der Annahme des Majoritätsantrags fällt der

Minoritätsantrag weg.
II. Bericht des Verwaltungsausschusses über die Peti¬

tion des Lehrers Eshusius zu Sandel um Bewilligung
der Ortszulage.

Die Mehrheit des Ausschusses beantragt im
Antrag 1:

Der Landtag wolle die Petition der Staatsregierung
zur Berücksichtigung übergeben.

Die Minderheit stellt den
Antrag 2:

Der Landtag wolle über die Petition zur Tages¬
ordnung übergehen.

Berichterstatter Abg. Plagge : Zunächst bemerke er,
daß außer den im schriftlichen Bericht genannten Abgeord¬
neten auch der Abg. von Heimburg zur Ausschußmehrheit
gehöre. — Petent habe bereits bei den beiden vorigen Land¬
tagen um Bewilligung der Ortszulage petitionirt. Vor

sechs Jahren sei über die Petition zur Tagesordnung über¬
gegangen, weil der Petent den Jnstanzenzug nicht eingehal¬
ten habe, und auch vor drei Jahren habe sich die Mehr¬
heit, da sie das Gesuch sachlich nicht für begründet gehalten
habe, für Uebergang zur Tagesordnung entschieden. Eine
ansehnliche Minderheit sei allerdings schon damals für
Ueberweisung der Petition an die Staatsrcgierung zur Prü¬
fung eingetreten. Er (Redner) freue sich, daß die Petition
jetzt wiederum eingegangen sei und dadurch eine Erörterung
und Klarlegung der Frage, wann denn eigentlich die Orts¬
zulage gegeben werde, hier im Landtage herbeigeführt werde.
Bereits bei der Berathung der Vorlage, betr. die Erhöhung
der Volksschullchrergehalte, sei es zur Sprache gekommen,
daß bei der Vertheilung der Ortszulagen manche Härten
und Ungleichheiten beständen, und daß es Sache des Ober¬
schulcollegiums sei, diese Härten, wo überall möglich, zu
beseitigen. Eine solche Härte liege für Sandel thatsächlich
vor. Die Schulacht liege an der Marsch und enthalte selbst
Marschland. Es sei nun im letzten Landtage gesagt wor¬
den, daß die Marschländereien, die zur Schulacht gehörten,
nur von geringer Bonität seien. Das sei an sich unrichtig,
könne aber auch seines Erachtens durchaus keinen Einfluß
haben, man müsse sich vielmehr strikt an die gesetzlichen
Bestimmungen halten. Nach Artikel 37 Z. 2 des Schul¬
gesetzes sollten die Ortszulagen bewilligt werden außer in
den Städten in den zur Marsch zu rechnenden Schulachten
und in den der Marsch benachbarten Schulachten. Sandel
sei nun nicht nur der Marsch benachbart, sondern enthalte
selbst Marschland. Es komme hinzu, daß es in der Nähe
einer größeren Stadt , nämlich Jever, liege. — Die Sandel
benachbarte Schulacht Cleverns, bei der ganz gleiche Ver¬
hältnisse vorlügen, erhalte die volle Ortszulage, und es sei
völlig unverständlich, wie man bei gegenwärtiger Gesetzes¬
lage Sandel diese Ortszulage vorenthalten könne. Er em¬
pfehle den Antrag der Mehrheit des Ausschusses zur An¬
nahme.

Abg. WaÄroth : Eshusius  habe sich, wie schon er¬
wähnt — bereits zweimal an den Landtag gewandt. Das
erste Mal sei über seine Petition wegen Nicht-Jnnehaltung
des Jnstanzenzuges zur Tagesordnung übergegangen. Zu
demselben Beschlüsse sei auch im vorigen Landtag die Mehr¬
heit ge.angt. Da jetzt die Sache abermals genau geprüft
und nachdem vom Regierungs-Commissar erklärt sei, daß
die Regierung nach wiederholter Prüfung der Verhältnisse
die Ertheilung der Ortszulage hier nicht für berechtigt halte,
könne er (Redner), wie im vorigen Landtage, auch dieses
Mal , da sich die Verhältnisse in Sandel seit drei Jahren
nicht geändert hätten, cvnsequenter Weise nur für Ueber¬
gang zur Tagesordnung stimmen.

Abg. Huchting : Er stimme den Ausführungen des
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Abg. Plagge bei. Er habe bereits im vorigen Landtage
gegen den Uebergang zur Tagesordnung gestimmt und zwar
auf Grund der vom damaligen Abg. Jken gegebenen Dar¬
stellung der Verhältnisse der Gemeinde Sandel. Was die
Bodenverhältnisse augehe, so bestehe die Schulacht zu circa
V-i aus Marschland, und entfalle auf dieses Marschland
Vvn dem Gesammtbetrag des Grundsteuerreinertrages von
16 000 die Summe von 4450 -Fch also etwas über ein
Viertel. Das sei doch keineswegs unerheblich. Die Ver¬
hältnisse in Cleverns und Hiddigwardermoor lägen durch¬
aus nicht günstiger, und doch hätten diese Schulachten die
Ortszulage.

Abg. Thorade : Er ersuche den Regierungs-Commissar
um Auskunft darüber, wie die Staatsregierung den in Be¬
zug auf die Ertheilung der Ortszulage zwischen den Schul¬
achten Sandel und Cleverns gemachten Unterschied recht-
fertige.

Reg.-Com. Ministerialrath Willich : Die Entscheidung
der Frage, ob die Ortszulage zu ertheilen sei oder nicht,
biete in vielen Fällen große Schwierigkeiten. Was nun
den zwischen Cleverns und Sandel gemachten Unterschied
angehe, so sei zu bemerken, daß Cleverns zwischen Sandel
und Jever liege, daß also, soweit die Nachbarschaft einer
größeren Stadt auf die Ertheilung der Zulage von Einfluß
fei, Cleverns auf eine solche mehr Anspruch habe als Sandel.
In Betreff der Bodenverhältnisse sodann liege die Prüfung
dem Oberschulcollegium ob, an das Ministerium komme die
Sache erst dann heran, wenn sich der Lehrer bezw. die be¬
treffende Schulacht beschwere. Das Ministerium sei daher
nicht im Stande, die Verhältnisse der einzelnen Schulachten
mit einander zu vergleichen und daher bei Entscheidung der
Frage, ob die Beschwerde gegen die Entscheidung des Ober¬
schulcollegiums gerechtfertigt sei, in eine schwierige Lage ver¬
setzt. Es liege immer die Gefahr nahe, daß man durch
Beseitigung einer Härte wieder viele neue Härten schaffe.
Der Antrag des Lehrers Eshusius sei im Jahre 1873
und dann zum zweiten Male im Jahre 1883 vom Ober¬
schulcollegium abgelehnt. Die Ablehnung beruhe auf dem
allgemein durchgeführten Princip, an dem ganzen Ueber-
gangsstrich zwischen Marsch und Geest die Ortszulage nicht
überall da zu bewilligen, wo in einer Schulacht etwas
Marschland vorhanden sei, sondern nur dort, wo durch die
Nähe der Marsch die Theuerungs- und Lebensverhältniffe
erheblich beeinflußt würden.

Eine solche Handhabung der betreffenden gesetzlichen
Bestimmungen entspreche dem Sinne derselben, da die
Ortszulage eine Entschädigung für erforderlichen größeren
Aufwand bilden solle. — In Sandel sei nun nach der aus
wiederholte Prüfung gestützten Ansicht des Oberschulcolle¬

giums das Leben keineswegs besonders theuer, und bittê
deshalb um Annahme des Minoritätsantrags.

Abg. Thorade : Er sei durch die Ausführungen dez
Regierungs-Commissars nicht überzeugt worden. Die Orts¬
zulage solle — wie auch vom Regierungs-Commissar aus¬
geführt sei — in den Schulachten ertheilt werden, in welche»
die ganzen Lebensverhältnisse theurer seien. Er glaube nu»
doch nicht, daß in der Gemeinde Sandel das Leben irgend¬
wie billiger sei als in der Nachbargemeinde Cleverns. -
Er wolle noch darauf aufmerksam machen, daß bei Gelegen¬
heit der Berathung der Vorlage, betr. die Erhöhung der
Schullehrergehalte, der Minister erklärt habe, daß überall
dort, wo Zweifel über die Berechtigung einer Ortszulage
vorhanden feien, dieselbe immer gegeben sei und auch künf¬
tig in liberaler Weise bewilligt werden würde. Er (Redner)
bitte, auch in diesem Falle im Sinne dieser Erklärung,
welche damals jedenfalls für viele Mitglieder des Landtags
auf ihre Stellung zu der betreffenden Vorlage von Einfluß
gewesen sei, zu Verfahren. — Er bemerke noch, daß der
vorige Landtag sich bei der Berathung der damaligen Peti¬
tion des Lehrers Eshusius seines Wissens nur mit gerin¬
ger Majorität für Uebergang zur Tagesordnung entschie¬
den habe.

Abg. Hoher : Bei Berathung über die Petition der
Lehrer zu Schönemoor, Hasbcrgen und Stuhr , über die
man ja wegen der Nicht-Jnnehaltung des Jnstanzenzuges
habe zur Tagesordnung übergehen müssen, habe er bereits
über die bei Bewilligung der Ortszulagen hervortretende große
Ungleichmäßigkeit hingewiesen. Auch hier scheine ihm eine
Ungerechtigkeit vorzuliegen und bitte er die Regierung, der
Frage, ob nicht die für Gewährung der Ortszulage geltenden
Bestimmungen, und damit die Festsetzung der Ortszulage¬
berechtigten Schulachten einer Revision zu unterziehen sei,
näher zu treten.

Abg. Schröder : Er habe bei der Berathung über die
Erhöhung der Lehrergehalte darauf hingewiesen, daß, wenn
Lehrer, welche aus Schulachten, die in der Nähe größerer
Städte belegen seien, aber keine Ortszulagen hätten, in
Schulachten der Marsch, also solche mit Ortszulagen, ver¬
setzt würden, dieselben in ihrem neuen Wohnort sehr häufig
keineswegs größere Ausgaben hätten als früher. — Die
Minorität des Verwaltungsausschusfeshabe deshalb damals
beantragt, zur größeren Ausgleichung, für die ländlichen
Gemeinden das Maximum der Ortszulage auf 200 ^
herabzusetzen. Dieser Antrag sei bekanntlich abgelehut. -
Es liege hier nun wieder der Fall vor, daß eine Schulacht,
sowohl einer größeren Stadt benachbart sei als auch Marsch¬
land enthalte, und doch keine Ortszulage gewähre, während
z. B . Schulachten der Gemeinde Altenhuntorf, welche
größtentheils aus Moorland bestehen und in welcher das
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Leben wohl nicht theuerer sei als in Sandel , dieselbe auf¬
brächte. Er weise hier nach darauf hin, daß in der Ge¬
meinde Altenhuntorf in der Schulacht Moordorf die
Ortszulage gezahlt werde, in der Schulacht Mavrhausen
seines Wissens dagegen nicht, ohne daß ein ersichtlicher Grund
für diese Ungleichmäßigkeit vorhanden sei. Gerechte Zustände
herrschten in Betreff der Ortszulagen offenbar nicht. Er
erinnere auch noch daran, daß der Verwaltungsausschuß
neulich auch die Petitionen der Lehrer von Stuhr , Hasbergen
und Schönemoor der Staatsregierung anfänglich zur Be¬
rücksichtigung habe überweisen wollen, und erst, als man
erfahren habe, daß der Jnstanzenzug nicht eingehalten sei,
Mergang zur Tagesordnung beantragt habe. Er werde
dal,er heute für den Majoritätsantrag stimmen und bitte
um Annahme desselben.

Berichterstatter Abg. Plagge : Er freue sich, daß durch
die Verhandlungen klar gestellt sei, daß man im Landtag
das bisherige bei der Bewilligung-der Ortszulagen beob¬
achtete Verfahren allgemein nicht für richtig und consequent
halte, und hoffe, daß die Regierung diese Frage einer ein¬
gehenden Prüfung unterziehen und neue, gerechtere Grund¬
sätze aufstellen und befolgen werde.

Die Berathung wird hierauf geschloffen und der An¬
trag der Mehrheit des Ausschusses mit großer Majorität
angenommen. Der Antrag der Ausschußminderheit ist damit
beseitigt.

III. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr.
Verwendung des Erlöses aus dem Verkaufe demnächst über¬
flüssig werdender Dienstlocalitäten zu baulichen Einrich¬
tungen im demnächstigen Freihasenbezirke Brake.

Der Ausschuß stellt folgenden
Antrag:

Der Landtag wolle seine Zustimmung dazu ertheilen,
daß der Erlös aus dem Verkaufe demnächst über¬
flüssig werdender Dienstlocalitäten oder Dienst¬
wohnungen der Zollverwaltung zur Deckung der
Kosten der baulichen Einrichtungen verwandt werde,
welche durch die Herstellung eines Freibezirks bei
Brake oder in anderer Weise durch den Eintritt der
Stadt in den Zollverein entstehen.

Berichterstatter Abg. Schnitze : Die nach dem Auf¬
hören der Freihasenstellung Brakes für den Fall der Ge¬
nehmigung des bezüglichen Antrags Oldenburgs durch den
Bundesrath erfolgende Ausscheidung eines den Braker Binnen¬
hafen und dessen nächste Umgebung umfassenden Freibezirks
werde verschiedene bauliche Anlagen erforderlich machen.
Das Schreiben der Staatsregierung enthalte darüber das
balgende: Der Bezirk werde mit einer zollsicheren Umfrie¬
digung versehen und würden an den Ausgangsstellen nach
der Stadt neue Abfertigungsstellen, sowie möglicherweise ein

Zollamt 1. Classe an der Weserkaje errichtet werden müssen.
Der Betrag der Kosten dieser Einrichtungen lasse sich
noch nicht sicher feststellen. Zur Deckung derselben stehe
zunächst der Ertrag der Nachsteuer innerhalb des Frei¬
hafengebiets zur Verfügung, außerdem würden in Folge des
Zollanschlusses Bremens und der Unterweser voraussichtlich
verschiedene Dienstlocalitäten der Zollverwaltung, nämlich
in Varrelgraben, Lemwerder, Strohausen, Harrien und vor
Brake überflüssig und daher zu verkaufen sein. Die Staats¬
regierung glaube, mit dem Ertrage der Nachsteuer, dem Er¬
löse für die genannten Localitäten und eventuell den Er¬
sparnissen, die mit dem Eintritt der neuen Organisation an
dem Zuschüsse der Landescasse zu den Kosten der Zoll- und
Steuerverwaltung gemacht würden, den Aufwand für sämmt-
liche neuen Anlagen bestreiten zu können. — Zur Ver¬
äußerung überflüssig gewordener Dienstlocalitäten sei die
Staatsregierung bereits früher ermächtigt worden.

Die Regierungsvorlage habe dem Ausschuß zu Bean¬
standungen keinen Anlaß gegeben, zumal die neuen Anlagen
in einer den Wünschen der Handel- und Gewerbtreibenden
Brakes entsprechenden Weise eingerichtet werden sollten.

Abg. Gross : Mit Bezug auf die letzte Aeußerung
des Vorredners bemerke er, daß die ursprünglichen Wünsche
der betheiligten Kreise Brakes in Beziehung auf die Ein¬
richtung des Freibezirks bedeutend weiter gegangen seien.
Die Erfüllung derselben würde aber — es hätten verschie¬
dene Häuser abgebrochen werden müssen — bedeutende
Kosten verursacht haben, und habe die Regierung darauf
hingewiesen, daß das Reich und auch der oldenburgische
Staat diese Kosten nicht würden tragen wollen. Man habe
sich daher bescheiden müssen, und sei dann allerdings im
klebrigen die Regierung den Wünschen Brakes in jeder
Weise entgegengekommen.

Der Antrag des Ausschusses wird darauf angenommen.
IV . Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über

die Petitiou des Gemeinderaths von Stuhr , betr. die Bewil¬
ligung weiteren Zuschusses zu den Chausseebaukosten.

Die Mehrheit des Ausschusses stellt den
Antrag „N 1:

Uebergang zur Tagesordnung,
die Minderheit den

Antrag ..N 2:
Der Landtag wolle die Petition der Staatsregierung
zur Prüfung übergeben.

Berichterstatter Abg. Jürgens : Der Gemeinderath
der Gemeinde Stuhr bitte in seiner Petition, zu dem pro-
jectirten Chausseebau außer dem bereits bewilligten Zuschuß
von 30 °/o noch einen weiteren Zuschuß von 10 °/o oder
doch wenigstens5 o/o zu bewilligen und begründe diese
Bitte damit, daß die durch die große Ausdehnung des zu
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erbauenden Chausseenetzes entstehenden Kosten in keinem
Verhältniß zu der Steuerkraft der Gemeinde ständen. —
Wenn nun auch der Finanzausschuß der Ansicht sei, daß
die Gemeinde allerdings nicht unbedeutend belastet werden
würde, so habe derselbe doch auf die Petition nicht eingehen
zu können geglaubt aus dem Grunde, weil ein Zuschuß von
30 °/o zu Gemeindechausseen bisher immer als Maximum
betrachtet sei und dann auch, weil man sich sonst in Wider¬
spruch mit dem bisher befolgten Princip setzen würde, bei
der Bewilligung solcher Zuschüsse die Initiative der Staats¬
regierung zu überlassen. Die Mehrheit des Ausschusses
beantrage aus diesen Gründen Uebergang zur Tages¬
ordnung.

Abg. Wenke : Gegenüber der Bemerkung des Abg.
Jürgens,  daß die Initiative zu solchen Bewilligungen,
wie die hier von der Gemeinde Stuhr erbetene, von der
Regierung ausgehen müsse, glaube er doch, daß der Landtag
in einem Ausnahmefall wohl einmal von diesem Princip
abgehen könne. Die Gemeinde Stuhr werde in der That
durch die jetzt beschlossenen Chausseebauten sehr belastet,
indem dieselbe 40 Jahre 58 °/o der Gesammtsteuer zur Ver¬
zinsung und Amortisation der zu diesem Zwecke zu machen¬
den Anleihe aufzubringen habe, und komme hinzu, daß die
Strecke von Stuhr nach Stuhrbaum im allgemeinen Landes¬
interesse auf Wunsch des Amts und des Staatsministeriums
ausgebaut werde. — Bei dieser Gelegenheit erlaube er sich
einige Mittheilungen über das Verfahren bei Ertheilung der
Zuschüsse zu Chausseebauten zu machen. Dem Amtsver¬
band Vechta sei vor einiger Zeit ein Staatszuschuß von
40 °/o zu einer Chaussee vom Staat angeboten, deren Er¬
bauung im höchsten Grade zweifelhaft gewesen und hinter¬
her auch vom Amtsrath abgelehnt sei. Dagegen habe die
Gemeinde Hude, deren Gemeiuderath den Bau einer Chaussee
zum Zweck der Verbindung mit der Marsch bereits be¬
schlossen gehabt habe, nicht einmal den erbetenen Zuschuß
von 20 °/o bewilligt erhalten. Es sei aus das betreffende
Gesuch von Seiten der Staatsregierung erwidert, daß zu¬
nächst die alten Verbindlichkeiten in Betreff der Chaussee-
bauten zu erfüllen seien. Seiner Ansicht hätte zunächst vor
diesen alten Verbindlichleiten einmal die Gemeinde Hude,
die noch gar keine Beiträge zu Chausseebauten erhalten
hätte, berücksichtigt werden müssen. — Im Uebrigen bitte
er um Annahme des Antrags der Ausschußminderheit.

Abg. Hoher : Er bitte ebenfalls um Annahme des
Antrags der Minderheit.

Der Abg. Jürgens  habe angeführt, daß die Gemeinde
Stuhr mit einem Zuschuß von 30 °/o bereits das Maximum
dessen, was vom Staat als Beitrag zu Gemeindechausseen
geleistet werde, erhalten habe. Dem gegenüber bemerke er,
daß für die Gemeindechaussee, deren Anlegung weniger im

Interesse der Gemeinde geschähe, sondern in erster Linie
um den Verkehr aus der benachbarten Provinz Hannover
heranzuziehen, wie z. B. von Adelheid bis zur Landes¬
grenze, ebenfalls 40°/o bewilligt seien. Auch von der Ge¬
meinde Stuhr werde jetzt eine Strecke, nämlich die von
Stuhr nach Stuhrbaum, an die Landesgrenze gebaut, die
weniger für die Gemeinde als als Anschlußstrecke an das
preußische Chausseenetz von Wichtigkeit sei. — Er wolle
dann noch hervorheben, wie wenig Zuschüsse zu Chaussee¬
bauten das Amt Delmenhorst bisher im Vergleich zu an¬
dern Aemtern erhalten habe. Das Amt Bndjadingen habe
an Zuschüssen erhalten ca. 600 000 Varel 337 000
Jever 508 000 das jetzige Amt Vechta 380 000
dagegen das Amt Delmenhorst nur 106 480 ^

Abg. Tantzen : Er bitte von dem früher befolgten
Grundsatz, der Regierung für Chausseebauzwecke keine Mittel
zur Verfügung zu stellen, die sie nicht beantragt habe, auch
in diesem Falle nicht abzugehen. Es sei allerdings nicht
seine Ansicht, daß man diesen Grundsatz unter allen Um¬
ständen unbedingt festhalten müsse, man müsse aber nur
dann von demselben abweichen, wenn man der Ueberzeugung
sei, daß sonst einer Gemeinde oder einem Landestheil ein
offenbares Unrecht geschehe. Von einem Unrecht könne aber
hier nicht die Rede sein. Die Gemeinde Stuhr habe die
Ausführung des Chausseebaunetzes beschlossen, als sie wußte,
daß sie einen Staatszuschuß von 30 "/o erhalten würde.
Es sei dann mit der Ausführung des Baues begonnen, und
werde jetzt plötzlich eine Erhöhung des Zuschusses erbeten.
Komme man jetzt diesem Wunsche nach, so werde künftig
jede Gemeinde, die Chausseen baue, mit Bitten um Rach¬
bewilligung kommen. Viel eher, als man jetzt diesen neuen
Zuschuß bewilligen könne, hätte man neulich die vom Amts¬
verband Friesoythe erbetenen 2000 zu Wegebauten für
diese Finanzperiode wieder bewilligen können, wie man sie
auch in den früheren Perioden bewilligt habe. Dieser außer¬
ordentliche Zuschuß von 2000 ^ sei deshalb früher be¬
willigt, weil für das Amt Friesoythe für Wegebauten be¬
deutend weniger aufgewandt sei als für die übrigen Aemter.
In dem hier vorliegenden Fall sei aber bereits— abgesehen
von den jetzt erbetenen 10 °/o bezw. 5 °/o — ein Zuschuß
gewährt worden, der, wenn er auch nicht grade das Maxi¬
mum des einer Gemeinde überhaupt einmal gewährten Zu¬
schusses zu Chausseebauten erreiche, doch die den meisten
Gemeinden gezahlten Beiträge übersteige.

Der Abg. Hoher  habe sich zur Begründung des
Wunsches der Petenten darauf berufen, daß das Amt
Delmenhorst an Zuschüssen zu Chausseebauten bedeutend
weniger erhalten habe als andere Aemter, z. B. auch But-
jadingen. Er (Redner) würde sehr wünschen, daß But-
jadingen diese bedeutenden Zuschüsse nicht hätte zu erbitten
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brauchen. Da nun aber einerseits Butjadingeu seiner geo¬
graphischen Lage wegen verhältnißmäßig wenig Staats¬
chausseen habe erhalten können und andrerseits wegen der
Beschaffenheit des Bodens grade hier chaussirte Wege un¬
entbehrlich seien, so habe dieser Amtsverband eben selbst
ein großes Chausseenetz ausbauen und naturgemäß dazu
die Ertheilung bedeutender Staatszuschüsse beantragen müssen,
und könne natürlich für die Bewilligung derselben nur
dankbar sein. Andere Aemter, im Besitze vieler Staats¬
chausseen, seien aber eben in der glücklicheren Lage gewesen,
keine Amtschausseen bauen und daher auch keine Staats¬
zuschüsse beantragen zu müssen.

Er bitte schließlich noch einmal, über die Petition der
Gemeinde Stuhr zur Tagesordnung überzugehen.

Abg. Huchting : Der Abg. Hoher  habe auch auf die
hohen Zuschüsse für das Amt Varel hingewiesen. Dieses
Amt habe nun bis zum Jahre 1881 incl. gar keinen Bei¬
trag zu Chausseebauteu erhalten, von da an jährlich zunächst
10 000^ und seit dem Jahre 1885 jährlich 45 000
—Der Amtsverband sei gewiß dankbar für diese Zuschüsse,
aber man müsse auch bedenken, daß der Ausbau des vom
Amt Varel projectirten Chausseenetzes einen Aufwand von
mehr als einer Million Mark erfordere.

Abg. Meyer : Die vom Abg. Wenke  gemachte Be¬
merkung, daß dem Amtsverband Vechta ein Zuschuß von
40°/g für zwei Chausseen an geboten  sei, bevor überhaupt
der Bau derselben beschlossen, sei richtig. Man dürfe dabei
aber nicht außer Acht lassen, daß es sich um zwei kleine
Chausseen gehandelt habe, die als Anschlußchausseen von
großer allgemeiner Wichtigkeit seien, die eine als Verbindung
der Chausseenetze der alten Aemter Damme und Vechta,
die andere als Anschlußstrecke an eine preußischerseits von
Duakenbrück bis an die Landesgrenze bei Dinklage fertig¬
gestellte Chaussee.

Da sich für den Ausbau dieser im allgemeinen öffent¬
lichen Interesse liegenden Strecken im Amtsrath eine
Majorität dennoch nur sehr schwer habe erzielen lassen, so
sei vom Staat in Rücksicht wohl auf ein erhebliches staat¬
liches Interesse ein Zuschuß von 40 °/g von vornherein
offerirt worden. Dennoch habe dieses Anerbieten bis jetzt
einen Erfolg nicht gehabt, denn der Amtsrath verhalte sich
vorläufig ablehnend; es sei aber Hoffnung vorhanden, daß
der Bau der genannten Chausseen doch noch beschlossen
werden würde.

Wenn der Abg. Hoher sich über die niedrigen Zu¬
schüsse, die das Amt Delmenhorst im Gegensatz zu andern
Verbänden bis jetzt erhalten habe, beklage, so liege das
Zurückbleiben Delmenhorsts doch Wohl einfach daran, daß

Berichte. LXIII . Landtag.

der Amtsverband keine Chausseen hätte bauen wollen.
Hätte dieses Amt um Zuschüsse gebeten, würde es dieselben
jedenfalls erhalten haben.

Gegenüber der Petition der Gemeinde Stuhr stehe er
auf dem Standpunkt der Mehrheit des Ausschusses und
bitte um Annahme des Antrags auf Uebergang zur Tages¬
ordnung.

Abg. Hoyer : Durch die Anführung der den einzelnen
Aemtern für Chausseebauten bewilligten Summen habe er
nur seine Ansicht begründen wollen, daß man hier aus¬
nahmsweise einmal einer überlasteten Gemeinde einen über
das Gewöhnliche hinausgehenden Zuschuß bewilligen dürfe.
— Daß der Amtsverband Delmenhorst— wie der Abg.
Meyer  behauptet habe —, wenn er Chausseen hätte bauen
wollen, auch Staatszuschüsse erhalten haben würde, sei wohl
richtig. Wenn der Bau solcher Chausseen unterblieben sei,
liege das an besonderen Verhältnissen des Amts Delmen¬
horst. Ganz ausgeschlossen sei der Bau von Amtsverbands¬
chausseen im alten Amt Berne in Folge der Verbindung
desselben mit dem Amt Elsfleth. — Wenn im 2. Wahl¬
kreise Chausseebautenausgeführt würden, so könnte das in
Folge der dortigen eigenen Verhältnisse nur Seitens der
Gemeinden geschehen.

Der Abg. Tantzen  habe gesagt, die Gemeinde Stuhr
habe, als sie die Ausführung des Chausseenetzes beschloß,
ja gewußt, daß sie nur 30 °/o Zuschuß erhalte. Dem
gegenüber müsse er bemerken, daß der Gemeinderath im
Jahre 1884 unter Voraussetzung eines Zuschusses von
30 °/o den Ausbau von Chausseen mit einem Kostenaufwand
von insgesammt 132 750 beschlossen habe. Im Jahre
1887 habe dann das Project, um wirklich den Interessen
der Gemeinde dienen zu können, nach Ansicht des Gemeinde¬
raths erweitert werden müssen, sodaß sich die Kosten jetzt
auf 193 750 stellten. Diese dem ursprünglichen Plan
gegenüber bedeutend höhere Belastung habe den Gemeinde¬
rath veranlaßt, um einen weiteren Zuschuß von 10 oder
doch wenigstens5 °/o zu petitioniren.

Abg. von Heimburg : Mit Rücksicht auf die große
Belastung der Gemeinde Stuhr durch die Kosten der Aus¬
führung des Chausseenetzes nach dem neuen Project bitte
er, dem Antrag der Minderheit zuzustimmen und die Petition
der Staatsrcgierung zur Prüfung zu überweisen. Einen
weiteren Zuschuß von 5 "/o werde man der Gemeinde doch
jedenfalls bewilligen können.

Abg. Wenke : Er gönne den Aemtern, welche die
großen Zuschüsse erhalten hätten, dieselben ja gerne, und
wolle nur dem Wunsche seines Wahlkreises Ausdruck geben,
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bei Vertheilung dieser Chausseebauzuschüsse auch etwas be¬
rücksichtigt zu werden.

Berichterstatter Abg. Jürgens : Nach den Aus¬
führungen des Abg. Hoher könne es so scheinen, als ob
nach der Bewilligung des Zuschusses von 30 °/o eine Aen-
derung in dem Chausseebauprojecteingetreten sei. Dies sei
nicht der Fall. Im Jahre 1885 sei der Gemeinde Stuhr
ein Chausseebauprojectzur Ausführung vorgelegt und dabei
ein Staatszuschuß von 30 °/o angeboten. In diesem Projekt
seien fünf Linien vorgeschlagen. Auf Ersuchen des Ge¬
meinderaths sei dann von der Regierung auf die Ausführung
ihres Projects verzichtet und von den von ihr vorgeschlage¬
nen Linien nur die Strecke Stuhr—Stuhrbaum als zur
Ausführung zu bringend festgehalten. Die Staatsregierung
habe grade die Ausführung dieser Strecke, die als Anschluß¬
chaussee nach der Provinz Hannover von allgemeinerer Be¬
deutung sei, gewünscht und grade in diesem allgemeineren
Interesse an dieser einen Linie die Berechtigung zu dem
hohen Zuschuß von 30 °/o gefunden. — Der Gemeinderath
habe sich mit der Ausführung der Strecke Stuhr —Stuhr¬
baum einverstanden und mit dem Zuschuß von 30 °/o für
zufrieden erklärt. Er werde sich dabei über die große Last,
die der Gemeinde Stuhr dadurch auferlegt werde, klar ge¬
wesen sein und liege für den Landtag keine Veranlassung
vor, der Gemeinde diese Last abzunehmen.

Der Antrag der Mehrheit des Ausschusses wird darauf
angenommen, und ist damit der Antrag der Minderheit
beseitigt.

V. Mündlicher Bericht des Eisenbahnausschusfesüber
die Petition des Stadtmagistrats zu Wildeshausen, betr.
den Bau einer Eisenbahn.

Der Ausschuß beantragt:
Uebergang zur Tagesordnung.

Berichterstatter Abg. Clodius : Die Petition sei sehr
allgemein gehalten und spreche nur den Wunsch aus, daß
auch Wildeshausen eine Eisenbahn erhalten möge. Irgend
ein Project sei in derselben nicht aufgestellt, und weder von
der Richtung, welche die Bahn erhalten solle, noch von der
Aufbringung der Geldmittel die Rede. — Der Ausschuß
habe demnach, so gern er vielleicht auch die Wünsche Wildes¬
hausens unterstützt hätte, nur Uebergang zur Tagesordnung
beantragen können.

Abg. von Heimburg : Er bedauere, daß die Ver¬
handlung über die Petition ihrem Inhalt nach einen an¬
deren Verlauf allerdings nicht habe nehmen können. Die
Petition fei ein Hülferuf aus der ältesten Stadt des Herzog¬
thums. Als mau an eine Stadt Oldenburg noch nicht
dachte, hätten von der Wittekinds-Burg bereits die Fahnen

der Vorfahren unseres Herrschergeschlechts geweht. — Später
habe Wildeshausen während feiner Verbindung mit dem
Erzstift Bremen eine Jahrhunderte lange Blütheperiode ge¬
habt, und sei erst nach der Lostrennung von Bremen all¬
mählich zurückgegangen. Dieser Rückgang der Bedeutung
Wildeshausens sei nun besonders stark geworden, seitdem
überall Eisenbahnen gebaut würden, ohne daß Wildeshausen
bis jetzt von einer solchen berührt werde. Wenn die Stadt
vor dem völligen Ruin bewahrt geblieben sei, so sei das
nur dem Fleiße und der Genügsamkeit ihrer Bevölkerung
zu verdanken. — Die Bewohner sähen, daß sie aus ihm
jetzigen Kalamität nur herauskommen könnten, wenn Wildes¬
hausen eine Bahn erhalte, und wendeten sie sich daher an
den Landtag und die Regierung— allerdings ohne einen
bestimmten Antrag zu stellen— mit der Bitte, ihnen eine
solche auf Kosten des Staates zu verschaffen. Und ebenso
gut wie die Gemeinde ihre einzelnen nothleidenden Mit¬
glieder unterstützen müsse, werde doch auch der Staat einer
seiner Städte , die sich aus eigener Kraft nicht aufrecht er¬
halten könne, zu Hülfe kommen müssen. — Er erinnere
daran, daß der Staat große Summen aus Wildeshausen
bezogen habe, namentlich in Folge der Einziehung des
Alexanderfonds, aus dessen Revenüen eine ganze Reihe von
Eisenbahnen hätte gebaut werden können. Was die Stadt
Wildeshausen aus diesem Fonds glaube beanspruchen zn
können, müsse sie sich erst im Wege des Protestes erkämpfen.
Er habe gehofft, daß über diese Angelegenheit— der Proceß,
der in erster Instanz für Wildeshaufen günstig ausgefallen
sei, sei jetzt in zweiter Instanz anhängig — dem jetzigen
Landtage eine Vorlage zugehen würde, damit er auch in
dieser Beziehung das Interesse der Stadt hätte vertreten
können.

Als die Erbauung der Bahn Ahlhorn-Vechta beschlossen
sei, habe man sich von der Erwägung leiten lasse, daß die
oldenburgische Südbahn, welche Vechta und Damme habe
links liegen lassen, den Interessen des südlichen Landestheiles
nicht genügend entspreche. Wildeshausen sei ebenfalls bei
dem Bau der Bahn nach Vechta links liegen geblieben. Er
glaube, daß, wenn vor drei Jahren ein Vertreter der Stadt
Wildeshausen im Landtage gesessen hätte, auch Wildeshausen
eine Bahn erhalten haben würde. — Er bedauere, daß da
Abg. Ahlhorn  nicht anwesend sei, derselbe habe ihm vor
drei Jahren, als eine Deputation aus Wildeshausen zwecks
Erlangung einer Bahn in Oldenburg gewesen sei, gesagt,
er sehe ein, daß man, nachdem man Vechta eine Bahn be¬
willigt habe, auch was für Wildeshansen thun und dem¬
selben ebenfalls eine Bahn verschaffen müsse. — Bereits
feit drei Jahren liege ein vom Oberinspector Meyer  auf¬
gestelltes Project einer Bahn von Delmenhorst nach Wildes¬
hausen vor. Oberinspector Meyer  sei der Ansicht gewesen,
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daß das Anlagekapital sich im ersten Jahr mit 5 °/o und
später mit 7 °/o verzinsen werde . Diese Schätzung sei viel¬

leicht etwas kühn gewesen ; ein Auswärtiger habe eine vor¬

aussichtliche Verzinsung von 4 °/o angenommen, während die
Oldenburgische Eisenbahn-Direction der Ansicht gewesen sei,
daß das Anlagekapital sich nicht genügend verzinsen werde.

Man Hütte annehmen können , daß das wirkliche Er-

gebniß in der Mitte zwischen den verschiedenen Schätzungen

liegen würde und habe daher die Hoffnung hegen dürfen,

daß Wildeshausen eine Bahn erhalten würde , zumal eine

Wciterführung der Bahn durch das Herrenholz über Vechta

nach Quakenbrück im Interesse des ganzen Landestheils ge¬

legen und dem Oldenburgischeu Staate diejenigen Vortheile

gesichert hätte , auf welche die Rheinische Eisenbahngesellschaft

s. Zt . mit Grund rechnete . — Er (Redner ) habe leider ein¬

gesehen, daß nach der neulich « : Erklärung der Staatsregie¬

rung , laut welcher nach wie vor der Bau von Eisenbahnen

auf Staatskosten als abgeschlossen zu betrachten sei , die

darauf gerichteten Hoffnungen Wildeshausens wenigstens

vorläufig begraben seien . Auf Staatshülfe sei Wildes¬

hausen aber angewiesen . Selbst die Jnitiätive zu ergreifen

sei für Wildeshausen deswegen sehr schwierig , weil auch

preußische Gemeinden herangezogen werden müßten , mit

denen eine Verständigung schwer zu erzielen sein werde.

Er hoffe , daß sich noch Mittel und Wege finden würden,

um auch für Wildeshausen den Bau einer Bahn zu er¬

möglichen , und daß dem nächsten Landtag eine Vorlage

über eine solche Bahn gemacht werde . Dann werde auch

der Landtag die alte Stadt Wildeshausen und ihre fleißige

Bevölkerung nicht im Stich lassen wollen.

Abg . Meyer : Er stehe der Idee einer Bahnverbin¬

dung Nach Wildeshauscn durchaus nicht unsympathisch gegen¬

über , aber es werde heute nichts anderes übrig bleiben , als

über die Petition zur Tagesordnung überzugehen . Der

Abg. v. Heimburg  habe nun diese Bahnverbindung ge¬

wissermaßen auf eine Stufe gestellt mit dem Ausbau der

von Ahlhorn abzweigenden Südbahn , was jedoch als richtig

wohl kaum zugegeben werden könne , da es sich bei letzterer

um einen erheblich größeren und bedeutenderen Berkehrskreis

handle , als bei Wildeshausen es der Fall sei . Das Project

dieser Bahn sei übrigens aber auch nach seiner Weiter¬

führung bis Lohne erst theilweise gelöst . Diese Bahn könne

als abgeschlossen erst betrachtet werden , wenn sie nach ihrer

Weiterführung über Steinfeld und Damme den Anschluß

an die Venloer Bahn oder an die oldenburgische Südbahn

^reicht habe . So lange dieser Anschluß nicht hergestellt

fei , werde immer nur etwas Halbes vorhanden sein und

würden immer wieder die dringendsten und berechtigsten

Wünsche aus dem südlichsten Theil des Herzogthums , dem

alten Amt Damme , um Weiterführung der Bahn an den

Landtag und die Regierung gelangen . Ehe man an irgend

welche neue Bahnkanten denke , müsse man die Linie Ahl¬

horn - Vechta über Damme hinaus zum Abschluß bringen,

und hoffe er , daß die Finanzlage des Herzogthums es ge¬

statte , daß bereits dem nächsten Landtag eine Vorlage hier¬

über gemacht werde.

Der Antrag des Ausschusses wird hierauf angenommen.

VI . Bericht des Verwaltungsausschusses zur zweiten

Lesung des Entwurfs eines Gesetzes für das Fürstenthum

Birkenfeld , betr . feuerpolizeiliche Vorschriften.

Reg .- Com . Geh . Oberregierungsrath Mutzenbecher:

Bei der ersten Lesung des vorliegenden Gesetz - Entwurfes

habe der Herr Abgeordnete Ahlhorn  über die Großher¬

zogliche Regierung in Birkenfeld bezw . den Präsidenten der - '

selben Aeußerungen gethan , deren Schürfe in der Lebhaftig¬

keit der damaligen Debatte übersehen und erst in dem Be¬

richt über die Sitzung hervorgetreten sei . Der Herr Abge¬

ordnete Ahlhorn  habe unter andern von „ haarsträubenden

Verordnungen " gesprochen , die in Birkenfeld erlassen seien.

— Er (Redner ) habe gegen diese Aeußerungen Verwahrung

einzulegen , habe solches aber seither unterlassen , weil er

gewünscht habe , nicht in Abwesenheit des Herrn Abg . Ahl¬

horn  der Sache Erwähnung zu thun . Da nun aber der

genannte Herr Abgeordnete leider an den jetzigen Verhand¬

lungen des Landtags nicht mehr theilnehmen werde , so müsse

er hier die Gelegenheit benutzen , die Aeußerungen des Herrn

Abgeordneten zurückzuweisen.

Präsident : Er bemerke, daß der Abg. Ahlhorn,
wie dieser wiederholt erklärt habe , die Berichte vor der

Drucklegung überhaupt nicht einsehe . Es lasse sich daher

jetzt nicht mehr mit Sicherheit constatiren , ob derselbe den

hier fraglichen Ausdruck gebraucht habe.

Der Landtag ertheilt , dem Antrag des Ausschusses ent¬

sprechend , dem Gesetzentwurf in der in erster Lesung ange¬

nommenen Fassung auch in zweiter Lesung seine Zustim¬

mung.

VII . Bericht des Verwaltungsausschusses zur zweiten

Lesung des Gesetzentwurfes für das Fürstenthum Birken-

seld , betr . Abänderung und Ergänzung des Unterrichts¬

gesetzes vom 1 . März 1861 wegen Verwendung von

Lehrerinner ! an Volksschulen.

Der Antrag des Ausschusses:

Der Landtag wolle dem Gesetzentwürfe auch in

zweiter Lesung seine verfassungsmäßige Zustimmung

ertheilen,

wird angenommen.
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VIII . Mündlicher Bericht des Petitionsausschusses über
die Bitte des Jmkervereins für das Herzogthum Oldenburg
um Unterstützung aus Staatsmitteln.

Der Ausschuß beantragt:

Uebergang zur Tagesordnung.

Berichterstatter Abg . Plagge : Der Ausschuß wolle
durch Stellung dieses Antrags keineswegs erklären , daß er
sich den Wünschen der Petenten gegenüber ablehnend ver¬
halte . Er stehe im Gegentheil den Bestrebungen derselben
sehr wohlwollend gegenüber . Da aber constatirt sei , daß
der Jmkerverein gleichzeitig mit dieser Petition auch eine
Petition an das Staatsministerium gerichtet und dieses die¬
selbe an den Centralvorstand der oldenburgischen Land-

wirthschaftsgesellschaft zur Begutachtung übergeben habe , sei
der Ausschuß der Ansicht gewesen , daß sich die Sache der
Petenten in guten Händen befinde , und daß es richtiger sei,
wenn der Landtag vorläufig keine Stellung nehme . Der
Ausschuß hoffe , daß die Staatsregierung die Wünsche der
Petenten berücksichtigen werde.

Abg . Tantzen : Die soeben gegebene Erläuterung des
Antrags des Ausschusses habe ihn sehr gefreut . Er sei
vorher gegen den Antrag des Ausschusses auf Uebergang
zur Tagesordnung gewesen und habe beabsichtigt , selbst einen
Antrag dahin zu stellen , die Petition der Staatsregierung
zur Berücksichtigung zu überweisen . Nach der soeben ge¬
hörten Erläuterung des Berichterstatters verzichte er auf die
Stellung eines besonderen Antrages.

Die Bienenwirthschaft sei unter Umständen ein sehr
einträglicher Zweig unserer Landwirthschaft und bitte er
die Staatsregierung , den erbetenen geringen Zuschuß dem
Verein zu bewilligen . Die Bienenwirthschaft stehe im Her¬
zogthum noch nicht auf der Höhe , doch sei er überzeugt,
daß hier mit geringen Mitteln viel erreicht werden könne.

Abg . Thorade : Auch ihn hätten die Ausführungen
des Abg . Plagge angenehm überrascht , da er geglaubt
habe , daß der Ausschuß bei der Stellung des Antrags auf
Uebergang zur Tagesordnung von materiellen Gründen
geleitet gewesen sei . Er sehe nun , daß der Antrag desselben
nur aus taktischen Gründen gestellt sei , könne aber die vom
Ausschuß befolgte Taktik nicht für richtig halten . Er halte
es vielmehr für richtiger , direct Stellung zur Petition zu

nehmen dadurch , daß man dieselbe der Staatsregierung zur
Prüfung überweise . Dadurch greife man einerseits der
Staatsregierung nicht vor , wirke aber andrerseits nach außen

ermuthigend auf die Bestrebungen der Petenten , denen ja
alle Abgeordneten sympathisch gegenüber ständen , ein , während
die Annahme des Ausschußantrags einen ernüchternden Ein¬
fluß haben werde.

Er beantrage:

Der Landtag wolle die Petition der Großherzog¬
lichen Staatsregierung zur Prüfung übergeben.

Der Antrag ist genügend unterstützt und wird mit zur
Berathung gestellt.

Abg . Schultze : Er sei der Ansicht des Abg . Thorade.

Den Petenten werde sonst nur mitgetheilt , daß über ihre
Petition zur Tagesordnung übergegangen sei . Das müsse,
da sie von der durch den Abg . Plagge  gegebenen Moti-
virung keine Kenntniß erhielten , entmuthigend wirken.

Abg . Clodius : Er werde ebenfalls für den Antrag
des Abg . Thorade  stimmen können.

Berichterstatter Abg . Plagge : Er wiederhole , daß auch
der Ausschuß der Petition sehr sympathisch gcgenüberstehe
und nur aus den angeführten Gründen seinen Antrag ge¬
stellt habe . Da nun aber von der Mehrzahl der Abge¬
ordneten gewünscht zu werden scheine , daß die wohlwollende
Stellung des Landtags durch den Inhalt seines Beschlusses
auch äußerlich documentirt würde , ziehe er Namens des

Ausschusses den Antrag desselben zu Gunsten des Antrags

des Abg . Thorade  zurück.

Der Antrag des Abg . Thorade  wird darauf ange¬
nommen.

IX . Mündlicher Bericht des Petitionsausschusses über
die Petition einiger Interessenten der westlichen Landgemeinde

Oldenburgs , lletr . den Bau einer Staatschaussee von Olden¬
burg nach Edewecht.

Der Ausschuß beantragt:

Uebergang zur Tagesordnung.

Berichterstatter Abg . Wallrichs : Nachdem Petenten
sieb bereits im Jahre 1872 wegen einer Chaussee von Ede¬
wecht nach Oldenburg an die Staatsregierung gewandt
hätten und ihnen damals eröffnet sei , daß zunächst wichtigere
Strecken auszuführen seien , wendeten sie sich , nachdem seit
der Zeit nichts an die Staatsregierung herangetreten sei,
jetzt plötzlich gleichzeitig an die Staatsregierung und dm
Landtag . Da die Entscheidung der Staatsregierung noch
ausstehe , habe der Ausschuß über die Petiton nicht weiter

verhandeln zu sollen geglaubt.

Abg . Thorade : Er möchte eine persönliche Bitte an
die Regierung in dieser Angelegenheit richten . Es seien
vorhin die Summen angeführt , die die verschiedenen Aemter
als Zuschuß zu den Chausfeebauten erhalten hätten . Die
Stadt Oldenburg habe nun noch nie einen derartigen Zu¬
schuß erhalten , und bitte er schon aus diesem Grunde , als

städtischer Abgeordneter , die Staatsregierung um eine recht

wohlwollende Prüfung des Gesuchs der Petenten , da diese
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Chaussee für die Stadt von nicht unerheblicher Bedeu¬
tung sei.

Der Antrag des Ausschusses wird darauf angenommen.
X. Mündlicher Bericht des Petitionsausschusses, betr.

die Petition des Hofoptikers Lemcke Hieselbst um Errichtung
eines Präcisions-Aichamts in der Stadt Oldenburg.

Der Ausschuß beantragt:
Uebergang zur Tagesordnung.

Berichterstatter Abg. Wallrichs : Der Petent, unter¬
stützt von den Apothekern des Herzogthums, wende sich an
den Landtag um Errichtung eines Präcisions-Aichamts. Der
Ausschuß habe sich von der Nothwendigkeit der Einrichtung
nicht überzeugen können und auch die Kosten gegenüber dem
Nutzen derselben für zu hoch gehalten.

Der Ausschußantragwird vom Landtage angenommen.
XI. Bericht des Petitionsausschusses, betr. die Peti¬

tion des O. C. F. Nagel zu Niendorf, betr. ein Weide-
Mvsungsgesetz.

Berichterstatter Abg. Wallroth : Petent wende sich an
den Landtag, damit dieser den Erlaß eines Weideablösungs¬
gesetzes veranlasse; er begründe sein Ersuchen, wie den Herrn
Abgeordneten durch die ihnen im Abklatsch zugegangene
Petition bekannt geworden sei.

Bereits im Jahre 1881 habe Bittsteller eine Eingabe
an Se. König!. Hoheit den Großherzog gemacht, in welcher
er im Wesentlichen um dasselbe gebeten habe, wie in dieser
Petition. Damals sei er jedoch abgewiesen worden und
zwar nach den eingehenden Mittheilungen des Herrn Re-
giermigsconnnissars aus denselben Gründen, welche dieser
gegen die jetzt zur Verhandlung stehende Petition im Aus¬
schuß vorgebracht habe.

Die Sachlage sei kurz diese: Unter den Eigenthümern
verschiedener, auf dem sog. Niendorfer Kamp belegener
Parcellen habe früher das Verhältniß bestanden, daß nach
beschaffter Ernte auf dem ganzen Komplexe von sämmtlichen
Eigenthümern gemeinschaftlich die Viehweide ausgeübt worden
sei. Zu Protokoll des Amtsgerichts Schwartau vom 24.
Februar 1875 hätten die Interessenten diese ihnen gegen¬
seitig an ihren Grundstücken zustehende Weideberechtigung
ausgehoben, wobei jedoch der Mitinteressent und nunmehrige
Petent Nagel sich ausdrücklich verpflichtet habe: aufseinen
Parzellen PSZ 21 und 22 weder so zu bauen, noch zu
Pflanzen, daß dem Mitinteressenten, Hufner Kröger in
Niendorf die Aussicht aus die Ostsee verloren gehe und habe
er(Petent) dem Kröger zur Sicherung dieser Verpflichtung
eine Servitut dieses Inhalts bestellt. Dieser Vereinbarung
sei jedoch die Beschränkung hinzugefügt, daß diese Ver¬

pflichtung bezw. Servitut aufhören solle, wenn demnächst
für das Fürstenthum Lübeck ein Gesetz gegeben werde, wo¬
durch die gedachte Weideberechtigung aufgehoben werden
würde, wenn sie noch bestände.

Die die Aufhebung dieses Servitut eventuell begrün¬
dende Bedingung sei nun bislang nicht eingetreten, denn
das Gesetz vom 6. Deeember 1875, betreffend Aufhebung
der Feldgenossenschaften, könne selbstredend auf Weide¬
berechtigungen an im Privatbesitz befindlichen Grundstücken
zur Anwendung nicht kommen, sondern bezwecke lediglich
Auftheilung der im Gesammteigenthum der Interessenten
stehenden Ländereien bei vorliegendem Mehrheitsbeschlüsse.
Da Petent Nagel jedoch trotz dieser Abmachung auf
seinen dienende Parzellen bauliche Anlagen und Anpflan¬
zungen beschafft habe, durch welche dem Kröger die
Aussicht auf die See beeinträchtigt worden sei, wäre dieser
klagbar geworden und habe in beiden Instanzen ein im
Wesentlichen obsiegendes Urtheil erlangt, welche dem Petenten
zur Beseitigung der gedachten Anlagen gezwungen habe. —
Vermuthlich, um von dieser ihm lästigen Servitut befreit
zu werden, wünsche Petent jetzt Erlassung eines Weideab¬
lösungsgesetzes, wodurch er allerdings seinen Zweck erreichen
würde. — Nach Ansicht des Ausschusses liege nun aber
für Erlaß eines solchen Gesetzes nicht der geringste Grund
vor, zumal die früher bestandene Weideberechtigung am
Niendorfer Kamp bereits seit 1875 gar nicht mehr bestehe,
auch die angeblich in wenigen anderen Dorsschasten des
Fürstenthums Lübeck vorkommenden gleichen Berechtigungen
den Erlaß eines solchen Gesetzes nicht rechtfertigen würden.
Ueberdies sei der Ausschuß einstimmig der Ansicht: er dürfe
dem Petenten nicht behülslich sein lediglich zur Erreichung
eines vermögensrechtlichen Vortheils auf Kosten eines Anderen,
auf welchen Vortheil jenem zur Zeit ein Rechtsanspruch nicht
zustehe. —

Wenn Nagel  in seiner Petition von einer „Groß¬
herzoglichen Zusage" spreche, so habe er vermuthlich damit
die Bestimmung des Art. 8 des Ablösungsgesetzes vom
11. Februar / 15. März 1851 gemeint, wo Aushebung der
Weideberechtigung auf fremdem Grund und Boden im Wege
der Gesetzgebung in Aussicht genommen sei, aber selbst¬
redend nur unter der Voraussetzung, daß für Erlaß eines
solchen Ablösungsgesetzes genügende Veranlassung vorliege,
welche in diesem Falle nicht da sei. .— Aus diesen Erwä¬
gungen beantrage der Ausschuß:

Uebergang zur Tagesordnung.
Dieser Antrag wird angenommen.
LII . Bericht des Verwaltungsausschusses zur zweiten

Lesung des Entwurfs eines Gesetzes für das Herzogthum
Oldenburg, betr. die Heranziehung außerhalb des Herzog-
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thums wohnender Grundbesitzer rc. zu den Gemeinde - und
Schullasten.

Der Antrag des Ausschusses:
Annahme des Gesetzentwurfs in zweiter Lesung,

wird angenommen.
Damit ist die Tagesordnung erledigt.

Die nächste Sitzung findet morgen den 18 . Januar,
Vormittags 10 Uhr , statt.

Tagesordnung:

Berichte des verstärkten Finanzausschusses über de«
Staatsvertrag mit Bremen wegen der Wch,.
correction.

Schluß der Sitzung 12 ^ Uhr.

Der Berichterstatter:

Barnstedt.
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